
 
 
 
ARQUES Industries Aktiengesellschaft, München 
 
Außerordentliche Hauptversammlung am Montag, 20.12.2010, um 13:00 Uhr  
im Konferenzzentrum München, Hanns-Seidel-Stiftung,  
Lazarettstr. 33, 80636 München 
 
 
Zu TOP 3: Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 203 Abs. 
2 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
 
Der folgende Bericht des Vorstand kann in den Geschäftsräumen der ARQUES 
Industries Aktiengesellschaft, Arnulfstraße 37-39, 80636 München, sowie im Internet 
unter www.arques.de eingesehen werden. er liegt auch in der Hauptversammlung 
zur Einsicht aus. 
 
Der Vorstand der ARQUES Industries Aktiengesellschaft erstattet der für den 20. 
Dezember 2010 einberufenen außerordentlichen Hauptversammlung der 
Gesellschaft gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG den 
nachfolgenden schriftlichen Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 3 
vorgeschlagenen Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2010 unter Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts: 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung dient, soweit sie eine Kapitalerhöhung gegen 
Bareinlagen zum Gegenstand hat, der Verbreiterung der Eigenkapitalausstattung der 
Gesellschaft um hierdurch vorsorglich den finanziellen Handlungsspielraum der 
Gesellschaft zu vergrößern. Dies erfolgt auch vor dem Hintergrund, dass die 
Genehmigten Kapitalia 2006 und 2009 zwischenzeitlich vollständig ausgenutzt 
wurden. Aus diesem Grunde soll durch das Genehmigte Kapital 2010 auch wieder 
der volle gesetzlich zulässige Rahmen für genehmigtes Kapital ausgeschöpft werden 
und insbesondere die beschränkte Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses auch 
für Barkapitalerhöhungen wieder im vollen gesetzlich zulässigen Umfang geschaffen 
werden.  
 
Im Falle der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010 durch 
Barkapitalerhöhungen werden die Aktionäre grundsätzlich ein gesetzliches 
Bezugsrecht haben. Die neuen Aktien aus einer Barkapitalerhöhung sollen hierbei 
entweder den Aktionären unmittelbar zum Bezug angeboten werden oder von 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (Mittelbares Bezugsrecht). 
 
Der Vorstand soll aber für mehrere Fälle ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:  
 
Durch den Bezugsrechtsausschluss im Rahmen einer Kapitalerhöhung gegen 
Bareinlagen innerhalb der 10%-Grenze des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wird die 
Unternehmensfinanzierung durch Eigenkapitalaufnahme erleichtert. Die Gesellschaft 



erhält so die Möglichkeit, an den Kapitalmärkten flexibel und kostengünstig neues 
Kapital aufzunehmen. Diese Ermächtigung erleichtert es der Gesellschaft, sehr 
kurzfristig einen eventuellen Kapitalbedarf zu decken. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht ein schnelles Handeln und eine Platzierung nahe am 
Börsenkurs ohne die ansonsten wegen der hohen Volatilität üblichen Abschläge bei 
Bezugsrechtsemissionen. Daher liegt diese Form der Kapitalerhöhung auch im 
Interesse der Aktionäre. Eine Verwässerung des Wertes der bestehenden Aktien ist 
entsprechend den gesetzlichen Grenzen dahingehend minimiert, dass der 
Ausgabepreis den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreiten darf. 
 
Die Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung dieser Ermächtigung zum  
Bezugsrechtsausschluss darf insgesamt 10 vom Hundert des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diesen Betrag von 10% des Grundkapitals 
ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die ab 
dem 20. Dezember 2010 bis zum Ende der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner ist auf diesen 
Betrag der anteilige Betrag des Grundkapitals der Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten 
ausgegeben wurden oder noch ausgegeben werden können, sofern die zugrunde 
liegenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
wurden. Schließlich ist auf diesen Betrag von 10% des Grundkapitals der anteilige 
Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf eigene Aktien der Gesellschaft 
entfällt, die von ihr veräußert wurden, wenn die Veräußerung aufgrund einer im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals gültigen Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. 
 
Ferner soll die Möglichkeit bestehen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um Inhabern bzw. 
Gläubigern von Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, 
die von der Gesellschaft oder nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben 
werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 
Wandlungspflichten zustünde. Zur leichteren Platzierbarkeit von 
Schuldverschreibungen am Kapitalmarkt sehen die entsprechenden 
Ausgabebedingungen im Regelfall einen Verwässerungsschutz vor. Eine Möglichkeit 
des Verwässerungsschutzes besteht darin, dass die Inhaber von Optionsscheinen 
bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen bei einer Aktienemission, bei der 
die Aktionäre ein Bezugsrecht haben, ebenfalls ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
erhalten. Sie werden damit so gestellt, als ob sie von ihrem Options- oder 
Wandlungsrecht bereits Gebrauch gemacht hätten bzw. ihre Wandlungspflicht bereits 
erfüllt hätten. Da der Verwässerungsschutz in diesem Fall nicht durch eine 
Reduzierung des Options- bzw. Wandlungspreises gewährleistet werden muss, lässt 
sich ein höherer Ausgabekurs für die bei der Wandlung oder Optionsausübung 
auszugebenden neuen Aktien erzielen. Dieses Vorgehen ist jedoch nur möglich, 
wenn das Bezugsrecht der Aktionäre auf die neuen Aktien insoweit ausgeschlossen 
wird. Da die Platzierung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten bei Gewährung eines entsprechenden 



Verwässerungsschutzes erleichtert wird, dient der Bezugsrechtsausschluss dem 
Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft.  
 
Die Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses bei Kapitalerhöhungen gegen 
Sacheinlagen soll den Vorstand in die Lage versetzen, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates insbesondere Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 
gegen Überlassung von Aktien an der ARQUES Industries Aktiengesellschaft 
erwerben zu können. In vielen Fällen besteht ein Interesse sowohl der Gesellschaft 
als auch der Verkäufer, die Gegenleistung für den Erwerb eines Unternehmens nicht 
in Geld, sondern in Aktien bereitzustellen. Aus Sicht der Gesellschaft ist die 
Gewährung von Aktien insbesondere im Hinblick auf die Finanzierung eines 
Unternehmenserwerbs sinnvoll. Aber auch für den Verkäufer kann es häufig 
interessant sein, Aktien statt Bargeld zu erhalten. Durch diesen Teil der 
Ermächtigung wird der Gesellschaft der notwendige Handlungsspielraum 
eingeräumt, um auch im Rahmen der vorgeschlagenen Konzentration auf den 
Bereich „Telekommunikationssysteme“ Unternehmensteile, Beteiligungen an 
Unternehmen und sonstige Vermögensgegenstände schnell, flexibel und 
liquiditätsschonend zu erwerben und eine Weiterentwicklung dieses Bereiches durch 
Akquisitionen zu ermöglichen.  
 
Das Bezugsrecht soll außerdem für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden können. 
Damit soll die Abwicklung einer Emission mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der 
Aktionäre erleichtert werden. Spitzenbeträge können sich aus dem jeweiligen 
Emissionsvolumen und daraus ergeben, dass es notwendig ist, ein technisch 
durchführbares Bezugsrechtsverhältnis darzustellen. Der Wert solcher 
Spitzenbeträge ist für den einzelnen Aktionär in aller Regel gering. Auch der 
mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge zu 
vernachlässigen. Demgegenüber ist der Aufwand für die Emission ohne einen 
solchen Bezugsrechtsausschluss für die Gesellschaft deutlich höher, was zusätzliche 
Kosten verursacht. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch den Verkauf über die Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts dient insoweit daher der Praktikabilität und Kosteneffizienz und 
erleichtert die Durchführung einer Emission und liegt damit auch im Interesse der 
Aktionäre.  
 
Der Vorstand wird in jedem Fall der Ausgabe von Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts sorgfältig prüfen, ob dies jeweils im Interesse der Gesellschaft und 
damit ihrer Aktionäre liegt. Nur dann wird der Vorstand von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit Gebrauch machen und in der nächsten Hauptversammlung über die 
Ausnutzung Bericht erstatten. 
 
 
München, im November 2010 
 
Der Vorstand 
 


